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Für Unternehmer

			   STANDARDISIERTE EINNAHMENÜBERSCHUSS- 		

			   RECHNUNG JETZT AUCH BEI  E INNAHMEN 

			   UNTER 17.500 EUR

		  Einnahmen-Überschussrechner sind verpflichtet, ihre Gewinnermittlung 
nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung an das 
Finanzamt zu übermitteln. Ab dem Veranlagungszeitraum 2017 ist die Über-
mittlung nur noch mit einer elektronischen Authentifizierung möglich. Eben-
falls neu: Das Finanzamt gibt sich bei Betriebseinnahmen von weniger als 
17.500 EUR nicht mehr mit einer formlosen Gewinnermittlung zufrieden. 
Auf Antrag kann das Finanzamt in Härtefällen auf die Übermittlung der Ein-
nahmen-Überschussrechnung nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch 
Datenfernübertragung verzichten.

Für Unternehmer

			   EUROPÄISCHER GERICHTSHOF:  EINHEITLICHE 

			   BESTEUERUNG VON HAUPT- UND NEBENLEISTUNG

		  Eine Nebenleistung teilt das Besteuerungsschicksal der Hauptleistung, 
so lautet ein umsatzsteuerlicher Grundsatz, der jedoch einigen gesetzlichen 
Einschränkungen unterliegt. So gilt der ermäßigte Steuersatz von 7 % nur für 
Übernachtungsleistungen und nicht für die Nebenleistungen, wie z. B. das 
Frühstück. Ob diese Regelung angesichts einer Entscheidung des Europäischen 
Gerichtshofs (in einem niederländischen Verfahren) allerdings EG-rechtskon-
form ist, muss bezweifelt werden. 
DIE ENTSCHEIDUNG

Ein Umsatz, der eine wirtschaftlich einheitliche Leistung darstellt, darf im 
Interesse eines funktionierenden Mehrwertsteuersystems nicht künstlich auf-
gespalten werden. Eine einheitliche Leistung liegt vor, wenn 

–	Einzelleistungen oder Handlungen des Steuerpflichtigen für den Kunden so 
eng miteinander verbunden sind, dass sie objektiv eine einzige untrennbare 
wirtschaftliche Leistung bilden. 
–	ein oder mehrere Teile als die Hauptleistung, andere Teile aber als Neben-
leistungen anzusehen sind, die das steuerliche Schicksal der Hauptleistung 
teilen. Liegt eine einheitliche Gesamtleistung vor, unterliegt dieser Umsatz 
ein und demselben Steuersatz. Dieser richtet sich nach dem Hauptbestand-
teil – und zwar selbst dann, wenn der Preis jedes Bestandteils, der in den 
vom Verbraucher für die Inanspruchnahme dieser Leistung gezahlten Gesamt-
preis einfließt, bestimmt werden kann. 
MÖGLICHE BESTEUERUNGSFOLGEN

Die vorliegende Entscheidung dürfte für die deutsche Umsatzsteuerpraxis er-
hebliche Relevanz haben. Dies gilt insbesondere für die gesetzliche Regelung, 
wonach der ermäßigte Umsatzsteuersatz von 7 % nur für reine Beherber-
gungsleistungen gilt. Explizit ausgenommen sind Leistungen, die nicht unmit-
telbar der Beherbergung dienen, auch wenn diese Leistungen mit dem Entgelt 
für die Vermietung abgegolten sind. 
Beachten Sie: Angesichts der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs 
stufen Umsatzsteuer-Experten das Aufteilungsgebot als EG-rechtswidrig ein 
– zumindest, soweit die Zusatzleistungen als Nebenleistung zu bewerten 
sind. Betroffen sein könnte beispielsweise auch die gesetzliche Ausklamme-
rung mitvermieteter Betriebsvorrichtungen von der Steuerbefreiung für Grund-
stücksüberlassungen. Voraussetzung ist aber auch hier, dass die Überlassung 
der Betriebsvorrichtungen als Nebenleistung zur Grundstücksvermietung ein-
zuordnen ist. 
PRAXISHINWEIS

Eine zeitnahe Reaktion der Finanzverwaltung und/oder des Gesetzgebers 
wäre wünschenswert. Eine Klärung könnte sich aber auch aus einem anhän-
gigen Verfahren des Bundesfinanzhofs ergeben, das dieser unter ausdrücklichem 
Hinweis auf das Verfahren des Europäischen Gerichtshofs bislang ruhen ließ. 
Da der Streitfall nun wieder aufgenommen wurde, dürfte es bald Neuigkeiten 
vom höchsten deutschen Finanzgericht geben.

	
THEMEN IN DIESER AUSGABE: 
 
	 Standardisierte Einnahmen-Überschussrechnung jetzt 	
	 auch bei Einnahmen unter 17.500 EUR

	 Europäischer Gerichtshof: Einheitliche Besteuerung von 	
	 Haupt- und Nebenleistung
	
	 Doppelte Haushaltsführung: Neues aus der Recht	-	
	 sprechung auf den Punkt gebracht

	 Kindergeld auch bei Unterbrechung der Ausbildung 	
	 wegen dauerhafter Erkrankung

	 Gesetzgeber muss Grundsteuer reformieren

	 Steuerfreie Überlassung von PC, Handy & Co. nur bei 	
	 Zurechnung der Gegenstände beim Arbeitgeber

	 Handwerkerleistungen: Keine Steuerermäßigung bei 	
	 Neubaumaßnahmen

	 Allein die Überlassung des Dienstwagens zur  
	 Privatnutzung führt zu einem geldwerten Vorteil
 
	 Steuerliche Berücksichtigung von selbst getragenen Kfz-	
	 Kosten bei der Dienstwagenüberlassung

	 Anschaffungsnahe Herstellungskosten bei Sanierungs-	
	 bedarf nach Tod des Mieters?



Für alle Steuerpflichtigen

			   DO PPELT E H AUSH A LT S FÜH RU N G:  N EUES AUS DER 		

			   RECH T S PRECHU N G AU F DEN PU NK T GEBR ACH T

		  Pendeln Steuerpflichtige aus beruflichen Gründen zwischen zwei Haus-
halten, können Sie den Fiskus an den Mehraufwendungen beteiligen – aller-
dings nur dann, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Und hier 
gibt es immer wieder Streit mit dem Finanzamt, sodass die Gerichte entschei-
den müssen. Drei interessante Urteile werden nachfolgend vorgestellt. 
VORBEMERKUNGEN 

Eine doppelte Haushaltsführung liegt vor, wenn der Steuerpflichtige außer-
halb des Orts, an dem er einen eigenen Hausstand unterhält, beruflich tätig ist 
und auch am Ort der beruflichen Tätigkeit wohnt. Hierbei darf sich der Lebens-
mittelpunkt nicht am Beschäftigungsort befinden. 
Ein eigener Hausstand setzt voraus, dass der Steuerpflichtige die Wohnung 
aus eigenem Recht als Mieter/Eigentümer oder aus abgeleitetem Recht als 
Ehegatte, Mitbewohner oder Lebenspartner nutzt. Zudem muss er sich an 
den laufenden Kosten der Haushaltsführung finanziell beteiligen. 
Als Werbungskosten abzugsfähig sind die notwendigen Mehraufwendungen. 
Dies sind insbesondere:
–	Kosten der Zweitwohnung (Miete, Betriebskosten etc. bis maximal 1.000 EUR 
im Monat),
–	Kosten für Familienheimfahrten (begünstigt ist eine Fahrt pro Woche vom 
Beschäftigungsort zur Erstwohnung mit einer Entfernungspauschale von 
0,30 EUR),
–	Verpflegungsmehraufwand (Pauschalen für die ersten drei Monate nach 
Bezug der Zweitwohnung).
Beachten Sie: Ob in die 1.000 EUR-Grenze auch Aufwendungen für die Woh-
nungseinrichtung einzubeziehen sind, ist strittig und liegt dem Bundesfinanz-
hof zur Entscheidung vor. Ferner besteht ein Wahlrecht, das für Vielfahrer in-
teressant sein kann: Danach kann der Steuerpflichtige zwischen dem Abzug 
der Kosten der doppelten Haushaltsführung und dem Abzug der Kosten für 
sämtliche Familienheimfahrten (ebenfalls mit 0,30 EUR pro Entfernungs
kilometer) wählen. 
HAUPTWOHNUNG AM BESCHÄFTIGUNGSORT

Der Bundesfinanzhof musste entscheiden, wann der Ort des eigenen Haus-
stands und der Beschäftigungsort auseinanderfallen. Ergebnis: Eine doppelte 
Haushaltsführung liegt nicht vor, wenn der Arbeitsplatz von der Hauptwoh-
nung aus in zumutbarer Weise täglich erreichbar ist. Dabei kommt es (wie  
so oft) auf den Einzelfall an. Im Streitfall betrug die Entfernung zwischen der 
Hauptwohnung und der Arbeitsstätte 36 km.
Die Fahrzeit mit dem Pkw betrug einschließlich eines Zeitzuschlags wegen 
Staulagen zu den Hauptverkehrszeiten etwa 1 Stunde. Diese Konstellation 
würdigte das Finanzgericht Baden-Württemberg als zumutbar, was der Bun-
desfinanzhof für möglich hielt und nicht beanstandete.
Praxishinweis: Die Verwaltung operiert mit einer Vereinfachungsformel, die auf 
der Gesetzesbegründung zur Reisekostenreform (ab 2014) beruht: Von einer 
Zweitunterkunft am Ort der ersten Tätigkeitsstätte kann dann noch ausgegan-
gen werden, wenn der Weg von der Zweitunterkunft zur ersten Tätigkeitsstätte 

weniger als die Hälfte der Entfernung der kürzesten Straßenverbindung zwi-
schen der Hauptwohnung und der Arbeitsstätte beträgt. 
BEISPIEL

Arbeitnehmer AN hat seinen Hausstand in A und in B seine neue erste Tätig-
keitsstätte. Die Entfernung von A nach B beträgt 250 km. AN findet in C eine 
Zweitwohnung. Die Entfernung von C nach B beträgt 70 km. Die Zweitwoh-
nung gilt als Wohnung am Ort der ersten Tätigkeitsstätte, da sie weniger als 
die Hälfte der Entfernung von der Hauptwohnung in A zur neuen Tätigkeits-
stätte in B entfernt liegt.
VORHALTEN EINER WOHNUNG

SACHVERHALT

Eine Ärztin unterhielt eine Mietwohnung in Berlin. Wegen der Geburt der Toch-
ter befand sie sich in Elternzeit und zog zum Lebensgefährten nach Hannover. 
Während der Elternzeit nahm sie eine Teilzeitstelle an. Geplant war, den Familien
wohnsitz in Hannover beizubehalten und die Vollzeitstelle in Berlin nach der 
Elternzeit wieder aufzunehmen. Die günstige Wohnung kündigte sie wegen 
des Wohnungsmangels nicht. Die Kosten (unter Abzug der Einnahmen aus 
einer Untervermietung) setzte sie als Werbungskosten an, was das Finanz-
amt aber ablehnte. Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg ließ dagegen den 
Werbungskostenabzug zu. Dieser ist weiter möglich, wenn das Vorhalten der 
Wohnung aus ausschließlich beruflichen Gründen erfolgt ist und denkbare 
andere, private Gründe allenfalls völlig geringfügig waren. 
Beachten Sie: Letztlich entscheiden muss jetzt der Bundesfinanzhof, da er der 
Nichtzulassungsbeschwerde des Finanzamts stattgegeben hat.
AUSLANDSSTUDIUM

SACHVERHALT

Eine Steuerpflichtige absolvierte nach einer vorangegangenen Ausbildung ein 
Studium. Während ihrer Auslandssemester blieb sie an der Fachhochschule 
(FH) eingeschrieben und besuchte einmal pro Monat ihre Eltern. Das Finanz-
amt erkannte den Abzug der Wohnungskosten sowie den Verpflegungsmehr-
aufwand in Bezug auf die Auslandsaufenthalte nicht an, was das Finanzgericht 
Münster bestätigte. Eine doppelte Haushaltsführung liegt nicht vor. Die erste 
Tätigkeitsstätte befand sich während der Aufenthalte im Ausland und nicht 
mehr an der inländischen FH. Eine Universität ist auch bei einem Auslands
semester als erste Tätigkeitsstätte anzusehen. Im Ausland befand sich auch der 
einzige eigene Hausstand, da die Besuchsaufenthalte in der Wohnung der  
Eltern keinen eigenen Hausstand begründet haben. 
Beachten Sie: Die Revision wurde zugelassen, da zur ersten Tätigkeitsstätte 
bei Bildungseinrichtungen seit der Reisekostenreform noch keine höchst
richterliche Rechtsprechung existiert.

Für alle Steuerpflichtigen

			   KINDERGELD AUCH BEI UNTERBRECHUNG DER  

			   AUSBILDUNG WEGEN DAUERHAFTER ERKRANKUNG

		  Der Anspruch auf Kindergeld besteht nach Ansicht des Finanzgerichts 
Rheinland-Pfalz fort, wenn ein Kind seine Ausbildung wegen einer dauerhaften 
Erkrankung zwar unterbrechen muss, aber weiterhin ausbildungswillig ist. 
Hintergrund: Unter gewissen Voraussetzungen können volljährige Kinder, 
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die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, beim Kindergeld berück-
sichtigt werden. Dies gelingt z. B. dann, wenn das Kind für einen Beruf aus-
gebildet wird. 
Im Streitfall fehlte es an Anhaltspunkten für die Annahme, dass das Kind 
wegen seiner Erkrankung die Absicht aufgegeben hatte, seine Ausbildung 
nach der Genesung fortzusetzen. Dass die Dauer der Unterbrechung nicht ab-
sehbar war, beurteilte das Finanzgericht Rheinland-Pfalz als unschädlich. 
Maßgeblich ist, so das Finanzgericht, dass die Ausbildung aus krankheitsbe-
dingten und damit objektiven Gründen unterbrochen wurde. Und das konnte 
im Streitfall sowohl durch ein Attest einer Fachärztin für Neurologie und  
Psychiatrie als auch durch eine Bescheinigung einer Amtsärztin belegt werden. 
Weiterführender Hinweis: Eine Unterbrechung der Ausbildung während der 
Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes ist grundsätzlich ebenfalls unschäd-
lich. Aber: Wird die Berufsausbildung zum Zweck der Betreuung des eigenen 
Kindes unterbrochen, befindet sich das Kind in dieser Zeit nicht in Berufsaus-
bildung. 
Quelle: FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 20.2.2018, Az. 2 K 2487/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 200151; BFH-

Urteil vom 15.7.2003, Az. VIII R 47/02

Für alle Steuerpflichtigen

			   GESE T ZGEBER MUSS G RU N DS T EUER REFO RM IEREN

		  Pläne für eine Reform der Grundsteuer gab es in den vergangenen Jah-
ren viele. Nur einigen konnte man sich nicht. Doch nun ist der Gesetzgeber in 
der Pflicht. Denn das Bundesverfassungsgericht hat die Vorschriften zur Ein-
heitsbewertung für die Bemessung der Grundsteuer als verfassungswidrig 
eingestuft. Betroffen sind sowohl Grundstückseigentümer als auch Mieter, da 
Vermieter die Grundsteuer als Betriebskosten umlegen können. 
HINTERGRUND

Einheitswerte sind neben den Steuermesszahlen und den von den Gemeinden 
festgelegten Hebesätzen Grundlage für die Bemessung der Grundsteuer. Maß-
gebend für die Feststellung der Einheitswerte sind in den „alten“ Bundesländern 
und West-Berlin die Wertverhältnisse im Hauptfeststellungszeitpunkt 1.1.1964. 
In den „neuen“ Bundesländern gilt sogar der 1.1.1935.
ENTSCHEIDUNG UND AUSBLICK

Die Regelungen zur Einheitsbewertung von Grundvermögen in den „alten“ 
Bundesländern sind jedenfalls seit Beginn 2002 mit dem allgemeinen Gleich-
heitssatz unvereinbar. Das Festhalten des Gesetzgebers an dem Hauptfest
stellungszeitpunkt von 1964 führt zu gravierenden Ungleichbehandlungen bei 
der Bewertung von Grundvermögen, die nicht ausreichend gerechtfertigt sind.
Beachten Sie: Das Bundesverfassungsgericht musste nur zur Bewertung in 
den „alten“ Bundesländern entscheiden. Die Urteilsgründe gelten aber erst 
Recht für das Beitrittsgebiet, da hier auf den 1.1.1935 abgestellt wird. 
Der Gesetzgeber muss nun spätestens bis zum 31.12.2019 eine Neuregelung 
treffen. Bis dahin gelten die Regeln weiter. Nach Verkündung einer Neurege-
lung dürfen sie für weitere fünf Jahre ab der Verkündung, längstens aber bis 
zum 31.12.2024 angewandt werden. Die ungewöhnlich lange Übergangs
regelung ist dem enormen administrativen Aufwand geschuldet. Denn es 
müssen bundesweit mehr als 35 Millionen Grundstücke neu bewertet werden. 

PRAXISHINWEIS

Ob und für wen die Grundsteuer teurer wird, hängt von der neuen Bewer-
tungsmethode ab. Da verschiedenste Modelle im Raum stehen, bleibt die 
Entwicklung abzuwarten. 
Quelle: BVerfG, Urteil vom 10.4.2018, Az. 1 BvL 11/14, Az. 1 BvR 889/12, Az. 1 BvR 639/11, Az. 1 BvL 1/15,

Az. 1 BvL 12/14; BVerfG, PM Nr. 21/2018 vom 10.4.2018

Für Arbeitgeber

			   STEUERFREIE ÜBERL A SSUNG VON PC ,  HANDY & CO. 	

			   NUR BEI  ZURECHNUNG DER GEGENSTÄNDE

			   BE IM ARBEITGEBER

		  Die private Nutzung betrieblicher Telekommunikationsgeräte (z. B. PC, 
Tablet) durch den Arbeitnehmer ist lohnsteuerfrei. Dies gilt nach einer Ent-
scheidung des Finanzgerichts Sachsen bei geleasten Geräten aber dann nicht, 
wenn sie nach den Grundsätzen zur Zurechnung von Leasinggegenständen 
nicht dem Arbeitgeber, sondern den Arbeitnehmern wirtschaftlich zuzurech-
nen sind.
SACHVERHALT

Der Vertrag sah im Streitfall u. a. vor, dass der Arbeitgeber die Leasingraten 
vom Gehalt einbehält, er dem Mitarbeiter die Gewährleistungsansprüche 
überträgt und dieser das Gerät am Ende der 24-monatigen Leasingzeit zu 
einem Preis von 3 % des Nettoanschaffungswerts kaufen kann. Bei dieser 
Fallkonstellation ist – so das Finanzgericht Sachsen – das Telekommunika-
tionsgerät während der Grundmietzeit nicht dem Arbeitgeber wirtschaftlich 
zuzurechnen, sondern dem Mitarbeiter. Der Arbeitgeber kann das Gerät also 
gar nicht lohnsteuerfrei überlassen.
PRAXISHINWEIS

Etwaige Leasingverträge sollten in der Praxis so gestaltet werden, dass die 
Geräte dem Arbeitgeber wirtschaftlich zuzurechnen sind. Bei Zweifeln soll-
ten Arbeitgeber eine Anrufungsauskunft beim Finanzamt einholen. 
Quelle: FG Sachsen, Urteil vom 2.11.2017, Az. 8 K 870/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 199546

Für alle Steuerpflichtigen

			   HANDWERKERLEISTUNGEN: KEINE STEUER- 

			   ERMÄ SS IGUNG BEI  NEUBAUMA SSNAHMEN

		  Für Handwerkerleistungen gibt es nur dann eine Steuerermäßigung 
(20 % der Lohnkosten, maximal 1.200 EUR), wenn sie im räumlichen Bereich 
eines vorhandenen Haushalts erbracht werden. Damit sind Leistungen nicht 
begünstigt, die die Errichtung eines Neubaus betreffen (z. B. erstmalige An-
bringung eines Außenputzes an einen Neubau, erstmalige Pflasterung einer 
Einfahrt).
Beachten Sie: Gegen die Entscheidung des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg 
ist die Revision anhängig. Somit hat der Bundesfinanzhof Gelegenheit, Neu-
baumaßnahmen von begünstigten Maßnahmen abzugrenzen.
Quelle: FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 7.11.2017, Az. 6 K 6199/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 199205,

Rev. BFH Az. VI R 53/17
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	 Für Arbeitnehmer

			   A LLE I N D IE  Ü BERL A SSU N G DES 

			   D IEN S T WAGEN S 	ZU R PR I VAT NU T ZU N G FÜH RT 

			   ZU E I NEM GEL DW ERT EN VO RT E I L

		  Die unentgeltliche oder verbilligte Überlassung eines Dienstwagens 
durch den Arbeitgeber an den Arbeitnehmer für dessen Privatnutzung führt zu 
einem lohnsteuerlichen Vorteil. Das gilt unabhängig davon, ob und in welchem 
Umfang der Arbeitnehmer den betrieblichen Pkw tatsächlich privat nutzt. Diese 
aktuelle Entscheidung des Finanzgerichts Hamburg (Urteil vom 20.10.2017,  
Az. 2 K 4/17, Abruf- Nr. 198636) entspricht der Rechtsprechung des Bundes
finanzhofs.

Für Arbeitnehmer

			   STEUERL ICHE BERÜCK SICHT IGUNG VON SELBST 

			   GE TR AGENEN KFZ- KOSTEN BEI  DER DIENST WAGEN -	

			   ÜBERL A SSUNG

		  Zahlt der Arbeitnehmer für die außerdienstliche Nutzung eines Firmen-
wagens ein Nutzungsentgelt, mindert dieses den geldwerten Vorteil. Aber: 
Übersteigen die Eigenleistungen den privaten Nutzungsvorteil für die außer-
dienstliche Nutzung, führt der übersteigende Betrag weder zu negativem 
Arbeitslohn noch zu Werbungskosten. Dies gilt sowohl bei Anwendung der 
Fahrtenbuchmethode als auch bei der Ein-Prozent-Regelung. Das hat der 
Bundesfinanzhof in einem aktuellen Beschluss erneut klargestellt (BFH, Be-
schluss vom 15.1.2018, Az. VI B 77/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 200047). 

Für Vermieter

			   ANSCHAFFUNGSNAHE HERSTELLUNGSKOSTEN BEI  		

			   SANIERUNGSBEDARF NACH TOD DES MIETERS?

		  Muss eine Mietwohnung nach dem plötzlichen Tod des langjährigen 
Mieters unerwartet saniert werden, um eine Neuvermietung überhaupt zu er-
möglichen, stellt sich die Frage, ob diese Aufwendungen in die schädliche  
15 %-Grenze zur Überprüfung anschaffungsnaher Herstellungskosten einzu-
beziehen sind. Zumindest vom Finanzgericht Niedersachsen gab es hier zu-
lasten des Steuerpflichtigen ein Ja.
HINTERGRUND

Anschaffungsnahe Herstellungskosten liegen vor, wenn innerhalb von drei 
Jahren nach der Anschaffung des Gebäudes Instandsetzungs- und Modernisie-
rungsmaßnahmen durchgeführt werden, deren Nettoaufwendungen 15 % der 
Gebäude-Anschaffungskosten übersteigen. Gesetzlich ausgenommen sind: Auf-
wendungen für Erweiterungen und Aufwendungen für Erhaltungsarbeiten, die 
jährlich üblicherweise anfallen. 
PRAXISHINWEIS

Wird der Aufwand in Herstellungskosten umqualifiziert, sind die Kosten nicht 
im Jahr der Zahlung abzugsfähig. Sie wirken sich nur über die Gebäudeab

schreibung (regelmäßig 50 Jahre) als Werbungskosten aus. Daher sollte die 
15 %-Grenze innerhalb der Drei-Jahres-Frist nach Möglichkeit nicht über-
schritten werden. Dies gelingt in der Regel durch zeitliche Verschiebung der 
Maßnahmen. 
ENTSCHEIDUNG

Grundsätzlich werden sämtliche Kosten für bauliche Maßnahmen, die im 
Rahmen einer im Zusammenhang mit der Anschaffung eines Gebäudes vorge-
nommenen Sanierung anfallen, zusammengerechnet. Eine Segmentierung der 
Gesamtkosten bzw. isolierte Betrachtung einzelner baulicher Maßnahmen fin-
det nicht statt.
In einem etwas anders gelagerten Fall hatte sich der Bundesfinanzhof in 2017 
noch zu einer Einschränkung des Tatbestands der anschaffungsnahen Herstel-
lungskosten durchgerungen. Damals ging es um erst nach dem Kauf mutwillig 
herbeigeführte Mieterschäden. Der Bundesfinanzhof hatte die daraufhin ange-
fallenen Sanierungskosten als sofort abziehbaren Erhaltungsaufwand qualifiziert 
und klargestellt: Aufwendungen zur Beseitigung von Schäden, die erst nach 
dem Erwerb der Immobilie entstanden sind und durch das schuldhafte Ver-
halten Dritter verursacht wurden, fallen nicht unter die schädliche 15 %-Grenze. 
PRAXISHINWEIS 

Es kommt also darauf an, ob ein Schaden bereits beim Immobilienerwerb 
„angelegt“ war oder erst später – wie im Fall der Einwirkung durch Dritte – 
entstanden ist. Im Revisionsverfahren dürfte der Bundesfinanzhof die Abgren-
zungsgrundsätze nun weiterentwickeln.
Quelle: FG Niedersachsen, Urteil vom 26.9.2017, Az. 12 K 113/16; Rev. BFH Az. IX R 41/17, unter www.iww.de,

Abruf-Nr. 200480; BFH-Urteil vom 9.5.2017, Az. IX R 6/16

VERBRAUCHERPREIS INDEX (BRD)  Veränderung gegenüber Vorjahr

03/17 	 +1,5 %	  		
08/17	 +1,8 %
11/17	 +1,8 %
03/18	 +1,5 %
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Haftungsausschluss
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die Komplexität und der ständige Wandel der Rechts-
materie machen es notwendig, Haftung und Gewähr auszuschließen. Das Rundschreiben ersetzt nicht die individuelle persönliche Beratung.


